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Mit Erlass vom 7.  5. 2018, BMF-010203/0171-IV/6/2018, 
werden im Bereich der Forschungsprämie inhaltli-
che Klarstellungen vorgenommen sowie aktuelle Ent-
scheidungen des VwGH in die Einkommensteuerrichtli-
nien 2000 eingearbeitet.

Prämiensatz

In Rz 8208 erfolgte hinsichtlich der Höhe der Forschungsprä-
mie eine Erläuterung des anzuwendenden Prämiensatzes. Die 
Forschungsprämie beträgt für Wirtschaftsjahre, die 2016 be-
ginnen, 12 % der Bemessungsgrundlage. Für Wirtschaftsjahre, 
die 2018 beginnen, beträgt die Forschungsprämie 14 % der Be-
messungsgrundlage. Bei einem abweichenden Wirtschafts-
jahr 2017/2018 ist die Bemessungsgrundlage linear den Kalen-
dermonaten der Jahre 2017 und 2018 zuzuordnen. Auf den An-
teil der Bemessungsgrundlage, der auf das Kalenderjahr 2018 
entfällt, ist der Prämiensatz von 14 % anzuwenden (§ 124b 
Z 322 EStG 1988). Die lineare Aufteilung der Bemessungs-
grundlage ist zwingend; eine davon abweichende Aufteilung 
ist nicht möglich.

F&E dem Grunde nach

In Rz 8208da wurde im Wesentlichen das VwGH-Erkenntnis vom 
29. 3. 2017 zum Begriff  der Neuheit und Unsicherheit eingearbei-
tet.1 Klargestellt wurde, dass die Forschungsprämienverord-
nung das Erfordernis der „Schließung einer Wissenslücke“ nicht 
nennt. Vielmehr wird F&E defi niert als schöpferische Tätigkeit, 
die auf systematische Weise unter Verwendung wissenschaftli-
cher Methoden mit dem Ziel durchgeführt wird, den Stand des 
Wissens zu erweitern sowie neue Anwendungen dieses Wissens 
zu erarbeiten.

Jede Forschungstätigkeit, durch die neue wissenschaftliche 
Erkenntnisse gewonnen werden sollen, setzt zweifellos eine zu 
beantwortende Fragestellung voraus. Aus dem Frascati Manual 
geht jedoch nicht hervor, dass eine „für jeden Fachkundigen of-
fensichtlich erkennbare Wissenslücke“ vorliegen müsse. Es darf 
bloß die Lösung, mit der eine bisher bestehende Wissenslücke 
geschlossen werden soll, für einen Fachmann nicht off ensicht-

1 VwGH 29. 3. 2017, Ra 2015/15/0060; Mitterlehner/Wallner, Forschungsprä-
mie – Element der Neuheit und Lösung einer Unsicherheit im Lichte der 
Judikatur, SWK 2018, 317 ff .
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lich sein. Die durch die Forschungstätigkeit erarbeitete oder zu-
mindest angestrebte Lösung muss insofern über den bisherigen 
Wissensstand hinausgehen, als sie sich nicht als für einen Fach-
mann off ensichtliche Lösung der zur erforschenden Fragestel-
lung anbietet.

Das Abgrenzungskriterium der Lösung einer wissenschaftli-
chen Unsicherheit stelle hingegen keine über die Vorgaben des 
§ 108c EStG und der Forschungsprämienverordnung hinausge-
hende Voraussetzung dar. Die „Neuheit“ wird lediglich dahin ge-
hend konkretisiert, dass die Dokumentation im Rahmen des bis-
herigen Wissensstandes off ensichtlicher Lösungen keine For-
schung iSd § 108c EStG sei.

F&E-Bemessungsgrundlage

Die neu eingefügte Rz 8208fa umfasst eine Erläuterung und 
Klarstellung zu Finanzierungsaufwendungen. Der Begriff  der Fi-
nanzierungsaufwendungen umfasst dem Grunde nach sowohl 
Aufwendungen aus einer Fremdfi nanzierung als auch solche 
aus einer Eigenkapitalerhöhung. Dabei ist allerdings zu beach-
ten, dass in die Bemessungsgrundlage für die Prämie nur Aus-
gaben/Aufwendungen/Kosten eingehen, die auch steuerlich 
abzugsfähig sind. Steuerneutrale Gesellschafterzuschüsse und 
damit zusammenhängende Aufwendungen sind nicht abzugs-
fähig. Kosten iZm derartigen Zuschüssen gehen daher jeden-
falls nicht in die Bemessungsgrundlage ein. Emissionskosten 
bei einer Kapitalerhöhung und die (mit 2016 ausgelaufene) Ge-
sellschaftssteuer stellen abzugsfähige Aufwendungen dar. Auf-
wendungen, die aus Anlass der Aufnahme von atypisch stillen 
Gesellschaftern entstehen, sind abzugsfähige Aufwendungen. 
Bei Wandelanleihen ist der aus der Wandlung resultierende 
Aufwand zu weitgehend, um ihn unter dem Begriff  Finanzie-
rungsaufwendungen zu subsumieren. Gleiches gilt in dem Zu-
sammenhang für Call-Optionen.

Die neue Rz 8208fb enthält Aussagen zu ausbezahlten oder 
verbindlich zugesagten Subventionen. Sind diese Subventio-
nen höher als die angefallenen Forschungsaufwendungen, ist 
die Subvention nach Maßgabe des tatsächlichen Forschungsauf-
wandes abzuziehen. Der Überhang an Subvention ist im nächs-
ten Jahr gegen die dann anfallenden Forschungsaufwendungen 
zu verrechnen. Eine Aussage zu nachträglich erteilten Subventio-
nen ist jedoch nicht enthalten.

In Rz 8208g wurde klargestellt, dass Gemeinkosten im Schät-
zungswege den anerkannten F&E-Projekten zuzurechnen sind. 
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Dafür kann das Verhältnis der den anerkannten Projekten zuge-
ordneten Personalkosten zu den gesamten Personalkosten An-
satzpunkte bieten.2

In Rz 8208i wurde klargestellt, dass bei der Anschaff ung eines 
Grundstücks, auf dem später ein Gebäude errichtet und nachhal-
tig für F&E verwendet wird, die Grundstücksinvestition im Jahr 
der Anschaff ung und das Gebäude im Jahr der Fertigstellung Teil 
der Bemessungsgrundlage sind.

2 VwGH 30. 1. 2014, 2011/15/0156.

Wird bei der privaten Grundstücksveräußerung oder 
beim Spekulationsgeschäft der vereinbarte Kaufpreis 
nicht gezahlt, so kommt es in jenem Zeitpunkt zur Ver-
lustrealisierung, in welchem die Kaufpreisforderung un-
einbringlich wird. – VwGH 25. 4. 2018, Ra 2016/13/0012.

Der Steuerpfl ichtige veräußerte mit Kaufvertrag vom 16. 11. 2005 
acht Liegenschaften an die A-GmbH. Der erste Teil des Kaufprei-
ses wurde 2005 gezahlt. Der restliche Teil wäre den Kaufverträ-
gen zufolge im Jahr 2006 zu leisten gewesen. Tatsächlich konnte 
die A-GmbH 2006 nur mehr einen äußerst geringen Teil des ver-
einbarten Kaufpreises leisten. Im Jahr 2008 wurde schließlich 
über das Vermögen der A-GmbH der Konkurs eröff net.

Zuvor hatte der Steuerpfl ichtige allerdings mit Kaufvertrag 
vom Mai 2006 eine weitere Liegenschaft verkauft; aus diesem 
letztgenannten Kaufvertrag erzielte er einen Spekulationsge-
winn von ca 480.000 €.

Da die A-GmbH im Jahr 2006 nur mehr einen Teil der verein-
barten Kaufpreise leistete, erklärte der Steuerpfl ichtige in der 
Einkommensteuererkärung 2006 (insgesamt) negative Einkünfte 
aus Spekulationsgeschäften.

Das Finanzamt und das BFG erfassten im Einkommensteuer-
bescheid 2006 die positiven Einkünfte aus dem einen Spekula-
tionsgeschäft iSd § 30 EStG alt (also vor dem 1. StabG 2012). Ne-
gative Ergebnisse aus jenen einzelnen Verkäufen, bei denen die 
A-GmbH keine Zahlungen mehr leistete, wurden nicht angesetzt. 
Dies mit der Begründung, dass Anschaff ungs- und Werbungskos-
ten im Rahmen eines Spekulationsgeschäftes nur insoweit zu be-
rücksichtigen seien, als der Veräußerungserlös bereits zugefl os-

sen sei. Daher könne bis zur letzten Teilzahlung kein Verlust aus 
dem Spekulationsgeschäft entstehen.

Der Steuerpfl ichtige erhob außerordentliche Revision an den 
VwGH. Mit Erkenntnis vom 25. 4. 2018, Ra 2016/13/0012, hob der 
VwGH die Entscheidung des BFG auf und schrieb:

„11 Mit der Bestimmung des § 30 Abs. 4 EStG 1988 [alte Fas-
sung] wurde vom Gesetzgeber eine gewisse Angleichung der Er-
mittlung der Einkünfte aus Spekulationsgeschäften an die Rege-
lung im betrieblichen Bereich herbeigeführt. Das Abfl ussprinzip 
des § 19 Abs. 2 EStG 1988 wird durch diese Bestimmung insoweit 
durchbrochen, als alle Aufwendungen, die dem Steuerpfl ichtigen 
aus der Anschaff ung des Spekulationsobjektes und seiner Erhal-
tung bis zur Veräußerung erwachsen, in einer Art Vermögensver-
gleich dem Veräußerungserlös gegenübergestellt und solcherart 
der Überschuss bzw. Verlust aus dem Spekulationsgeschäft er-
mittelt wird (vgl. VwGH 16. 11. 1993, 93/14/0125, VwSlg 6838/F).

12 Durch § 30 Abs. 4 EStG 1988 wird das Zu- und Abfl ussprin-
zip jedoch nur ausgabenseitig – und selbst hier nicht in tatsächli-
cher, sondern nur in zeitlicher Hinsicht – modifi ziert. Das Erzielen 
des Veräußerungserlöses orientiert sich nach Zufl usskriterien. 
Ein Überschuss fällt nur insoweit und erst dann an, als die zuge-
fl ossenen Einnahmen die Anschaff ungskosten, Herstellungskos-
ten und Instandsetzungskosten sowie die Werbungskosten über-
steigen, was für den Zufl uss in Form von Raten ebenso wie für 
den Zufl uss in Form von Renten gilt (vgl. Quantschnigg/Schuch, 
Einkommensteuer Handbuch, § 30 Tz 4). Umgekehrt wird ein all-
fälliger Fehlbetrag aus dem Spekulationsgeschäft erst in dem 
Jahr als Spekulationsverlust wirksam, in dem erstmals fest-
steht, dass die Einnahmen die Anschaff ungs- und Werbungs-

VwGH zur Verlustrealisierung bei der privaten 
Grundstücksveräußerung
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